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Dass das Schweizer Stimmvolk über ei-
ne Initiative der über hundertjährigen
CVP abstimmt, das kommt äusserst sel-
ten vor – zuletzt 1945, als der Gegenvor-
schlag zur zurückgezogenen Familien-
schutz-Initiative angenommen wurde.
Am 8. März dieses Jahres ist es wieder
so weit: Dann kommt die Initiative für
steuerfreie Kinder- und Ausbildungszu-
lagen an die Urne.

Bis anhin ist die Vorlage auf Kurs, ge-
mäss der ersten SRG-Umfrage würde
sie auf einen Ja-Anteil von 52 Prozent
kommen. Das hat mit dem frühen Zeit-
punkt der Befragung zu tun – Initiati-
ven tendieren dazu, mit zunehmendem
Kenntnisstand der Bevölkerung an Po-
pularität zu verlieren. Die hohe Zustim-
mung hat aber auch damit zu tun, dass

die Gegner der Initiative bislang kaum
in Erscheinung getreten sind.

Zwar präsentierten sich am 22. Janu-
ar sieben Vertreter von FDP, BDP, GLP,
SP und Grünen vor den Medien – von
CVP-Ständerat Pirmin Bischof tags dar-
auf genüsslich als «Birchermüeslikoaliti-
on aus Erdbeeren, Gurken, Zucker und
Essig» bezeichnet. Als junge Eltern

könnten sie, so ihre Botschaft, glaub-
haft darlegen, dass die Initiative der fal-
sche Weg für die Förderung von Fami-
lien sei. Fehlende Steuereinnahmen
führten zwangsläufig zu Sparprogram-
men, die Familien mit wenig Einkom-
men besonders hart treffen würden,
sagte die Berner SP-Nationalrätin Nadi-
ne Masshardt. Doch seither ist es wie-
der ruhig geworden um die Gegner.

Fakt ist: Im Gegensatz zur GLP-Initia-
tive «Energie- statt Mehrwertsteuer»,
über die ebenfalls am 8. März abge-
stimmt wird, hat im Kampf gegen die
CVP-Initiative keine Partei den Lead
übernommen. Die Koordination der
Gegenkampagne organisieren die Par-
teisekretariate von FDP und SP, dies je-
doch unter äusserst bescheidenen Vor-
zeichen. «Gemäss Stand heute haben

wir ein Budget von null Franken», sagt
FDP-Kampagnenleiter Matthias Leitner.

Ganz anders die Situation bei der
CVP: Sie zwackt rund einen Drittel ih-
res Wahlkampfbudgets von 2 Millionen
Franken ab, um das Stimmvolk für ein
Ja zu gewinnen.

Entsprechend dürftig ist denn auch
das Informationsangebot der Initiativ-
gegner. Plakate sind zu teuer, Inserate

ebenfalls. Und wenn man bei Google
nach «Komitee Nein zur CVP-Familien-
initiative» sucht, stösst man gleich nach
der Partei-Homepage der SP auf die
Pro-Website der Initianten. Einen eigen-
ständigen Gegenauftritt im Internet,
wie man es von anderen Abstimmungs-
vorlagen kennt, gibt es schlicht nicht.
«Das würde mindestens 3000 bis 4000
Franken kosten. Ich wüsste nicht, wo
wir das Geld hernehmen sollten», so
Leitner. Wenigstens werde man ab
nächster Woche Flyer verteilen.

Dass man sich im Wahljahr nicht an
einer familienpolitischen Vorlage die
Finger verbrennen möchte, lassen die
Gegner nicht gelten. «Das hat nichts da-
mit zu tun. Wir können uns einfach
nicht überall gleich stark engagieren»,
sagt Grünen-Co-Präsidentin Regula
Rytz, deren Partei neben der GLP als
einzige für ein Ja zur Energiesteuer
kämpft. BDP-Präsident Martin Landolt
plädiert dafür, «nur nicht nervös zu
werden». Bis zur Abstimmung gehe es
noch eine Weile, man werde nun akti-
ver werden.

Bei der CVP reibt man sich die Hän-
de. Gegen flügellahme Gegner anzutre-
ten, ist einfacher. Die Zürcher National-
rätin Barbara Schmid-Federer vermu-
tet, dass sich die Gegner von den parla-
mentarischen Beratungen beeinflussen
liessen – dort hatte die Initiative nicht
den Hauch einer Chance. «Sie waren
sich zu sicher. Umso besser für uns.»

Abstimmung Die Familieninitiative der CVP ist auf Kurs – auch weil bei den Gegnern niemand den Lead hat

CVP-Gegner kratzen Rappen zusammen
VON ANTONIO FUMAGALLI

«Eine Homepage würde
mindestens 3000 bis 4000
Franken kosten. Ich wüsste
nicht, wo wir das Geld
hernehmen sollten.»
Matthias Leitner FDP-Kampagnenleiter

Weitere Berichte über die
Initiative finden Sie online.

Die CVP wirbt intensiv für ihre Initiative – wo aber bleiben die Gegner? KEYSTONE/PETER KLAUNZER

Das Wahljahr habe mit einem Pauken-
schlag begonnen, sagte Bundesrat Jo-
hann Schneider-Ammann am Samstag
vor den Delegierten: «Wir alle wurden
am 15. Januar vom SNB-Entscheid über-
rascht.» Die Firmen hätten die Zeit des
durch die Schweizerische Nationalbank
(SNB) festgesetzten Euro-Mindestkurses
jedoch genutzt, um ihre Wettbewerbs-
fähigkeit zu verbessern.

Der Wirtschaftsminister
sieht in der Bildung den
Schlüssel, um trotz star-
ker Währung internatio-
nal konkurrenzfähig zu
bleiben. Eine Jobsiche-
rung könne durch mehr
Investitionen in die Bil-
dung erreicht werden, erklärte Schnei-
der-Ammann in seiner Rede: «Die Köpfe
sind unser wichtigster Rohstoff.»

Die FDP-Führung reagierte auf die
Aufhebung des Mindestkurses zunächst
mit einem Programmwechsel auf ihrer
Delegiertenversammlung: Das Positi-
onspapier zur Gesundheitspolitik wur-
de verschoben. Stattdessen widmeten
sich die Freisinnigen einem Forde-
rungskatalog aus 18 Einzelpunkten, mit
dem die Schweizer Wirtschaft für eine
frankenstarke Zukunft fit gemacht wer-
den soll. Das Papier wurde von den De-
legierten einstimmig bei einer Enthal-
tung angenommen.

Weniger bürokratischen Aufwand
Die Mehrwertsteuer müsse auf einen

Einheitssatz von 6 Prozent festgesetzt
werden, um Unternehmen und Einzel-
händlern bürokratischen Aufwand zu er-

sparen, fordert die Partei in dem Papier.
Im Falle einer schweren Rezession soll
der Einheitssatz nur 5 Prozent betragen.
Als prioritär erachtet die FDP auch eine
rasche Umsetzung der Unternehmens-
steuerreform III. «Wir werden darauf
drängen, dass die Reform schnell durch-
geführt wird», sagte Parteipräsident Phi-
lipp Müller. Dabei dürfe die Kapitalge-
winnsteuer nicht eingeführt werden.

Eine Stimulierung der Wirtschaft sei
weiter durch liberale Ladenöffnungs-
zeiten zu erreichen. Die FDP wendet
sich im Positionspapier zudem gegen
die Energiestrategie 2050 – eine Erhö-
hung der Energiekosten gefährde die
aktuell fragile Schweizer Wirtschaft.

Die FDP schlägt vor, die Ausgaben der
öffentlichen Hand bis auf weiteres auf
dem Niveau des Rechnungsjahres 2014
einzufrieren. Der Bund dürfe nur im Bil-
dungswesen neue Stellen schaffen.

Aussenminister Didier
Burkhalter wies in seiner
Rede auf das Schweizer
Engagement in der Welt
und die Zusammenarbeit
mit den europäischen
Partnern hin. Die Schweiz
habe während der OSZE-
Präsidentschaft ihr Anse-

hen als Friedensnation für die Konfliktlö-
sung eingesetzt. Der bilaterale Weg mit
der EU gehöre zu den Kerninteressen der
Schweiz.

Eine Steuerung der Zuwanderung bei
gleichzeitiger Erhaltung der Bilateralen
sei die grosse Herausforderung für das
Jahr 2015 und darüber hinaus. In die-
sem Zusammenhang müsse auch das
Arbeitskräftepotenzial im Inland besser
ausgeschöpft werden.

Eine deutliche Abfuhr erteilte die
FDP der CVP-Familieninitiative. 211 De-
legierte stimmten gegen das Volksbe-
gehren, nur vier waren dafür. Sollte die
Initiative angenommen werden, öffne
das Tür und Tor für Steuerungerechtig-
keiten, argumentierte der Berner FDP-
Nationalrat Christian Wasserfallen.

Gänzlich ohne Chance blieb auch die
Energiesteuer-Initiative: Sie wurde mit
207 zu 2 Stimmen abgelehnt. (SDA)

Frankenstärke An ihrer Dele-
giertenversammlung in Luga-
no hat die FDP ein 18-Punkte-
Papier zur Frankenstärke ver-
abschiedet. Damit soll der
Schweizer Wirtschaft der Weg
in eine sicherere Zukunft ge-
ebnet werden.

FDP will Wirtschaft für
die Zukunft fit machen

VON NICOLAI MORAWITZ

«Wir alle wurden
vom SNB-Ent-
scheid über-
rascht.»
Johann Schneider-Ammann
Bundesrat 


